
Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Philip Kucher, Andreas Kollross, Klaus Köchl, Alois Schroll 
Genossinnen und Genossen 

betreffend 
wirksame finanzielle Hilfe für Gemeinden und Städte durch die Bundesregierung 

eingebracht im Zuge der Debatte zu Top 4 Bericht des Verfassungsausschusses über den 
Einspruch des Bundesrates (153 d.B.) vom 4. Mai 2020 gegen den Beschluss des Nationalrates 
vom 28. April 2020 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Einkommensteuergesetz 1988, 
das Umsatzsteuergesetz 1994, die Bundesabgabenordnung, das 
Zahlungsbilanzstabilisierungsgesetz, das Bundesgesetz über die Errichtung eines COVID-19-
Schulveranstaltungsausfall-Härtefonds (COVID-19-Schulstornofonds-Gesetz), das 
Bundesgesetz über die Einrichtung einer Abbaubeteiligungsaktiengesellschaft des Bundes 
(ABBAG-Gesetz) und das Bundesgesetz, mit dem eine Ermächtigung zur Verfügung über 
Bundesvermögen erteilt wird, geändert werden sowie das Bundesgesetz über die Prüfung von 
Förderungen des Bundes aufgrund der COVID-19-Pandemie (COVID-19-
Förderungsprüfungsgesetz - CFPG) erlassen wird (18. COVID-19-Gesetz) (179 d.B.) 

Begründung 

Die aktuell größte Gesundheitskrise unserer Zeit hat gravierende Auswirkungen auf das Leben 
der Österreicherinnen und Österreicher, weder sind derzeit die gesundheitlichen noch die 
wirtschaftlichen Folgen abschätzbar. Bedingt durch die Maßnahmen der ÖVP/Grüne
Bundesregierung, insbesondere Betretungsverbote für Betriebe, die die Einnahmen der 
Unternehmen wegbrechen lassen, stieg die Zahl die Arbeitslosenzahlen und in Kurzarbeit 
befindlichen Menschen dramatisch an. Diese Entwicklungen haben auch massive 
Auswirkungen auf die Gemeindefinanzen und treffen die Bevölkerung daher doppelt. 

Die Ertragsanteile und die Kommunalsteuer sind die wichtigste Einnahmequelle für Gemeinden 
und hängen wesentlich von der wirtschaftlichen Gesamtlage ab. Die Finanzierung zahlreicher 
kommunaler Dienstleistungen ist gefährdet, diese müssen aber aufrecht erhalten werden, 
insbesondere jene, welche die Menschen zur leichteren Bewältigung der Krise benötigen. 
Gemeinden können sich nicht mit jenen Möglichkeiten, die den Ländern und dem Bund zur 
Verfügung stehen finanzieren. Nicht nur der gut ausgebaute Sozialstaat, sondern auch die 
Leistungen der Gemeinden und deren Angebote für die Bürgerinnen und Bürger haben in der 
Krise eine wesentliche stabilisierenden Funktionen. Gemeinden und Städte brauchen eine 
wirksame Abgeltung des finanziellen Ausfalls der Coronakrise. Kommunen sind für 
Kinderbetreuung, Rettungs- und Feuerwehrwesen, Schulerhaltung, Spitalsfinanzierung, 
Abwasser- und Wasserversorgung und vieles mehr zuständig. 
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Aus diesen Gründen stellen die unterfertigten Abgeordneten nachstehenden 

E ntschi ießu ngsantrag 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

"Die Bundesregierung, insbesondere der Bundesminister für Finanzen, wird aufgefordert, dem 
Nationalrat ehestmöglich, spätestens jedoch zur Beschlussfassung des Budgets für 2020 im 
Mai diesen Jahres, einen Gesetzesvorschlag vorzulegen, mit dem der Bund den Gemeinden 
die sinkenden Ertragsanteile sowie die reduzierten Einnahmen aus der Kommunalsteuer abgilt, 
und zusätzlich ein Konjunkturpaket für Gemeinden zur Umsetzung von Projekten für die 
Ankurbelung der örtlichen Wirtschaft finanziert wird, damit die vollständige Aufrechterhaltung 
der Gemeindeleistungen für die ÖsterreicherInnen und Österreicher in der Krise und der 
anschließenden Phase der wirtschaftlichen Erholung finanziert werden kann. " 
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